
Einleitung.

8. i.

<3um Wesen des Staates gehört eine von der höchsten

Gewalt ausgehende, auf die Beförderung der gemeinsamen

Zwecke gerichtete Negicrungsthätigkeit (I, Z. 4.), deren Wc-

dürfniß sich überall, wo Menschen nahe beisammen leben, fühl'

bar macht und dieselben zur Unterwerfung unter ein überhaupt

antreibt. Wie jedoch dieß Bedürfnis; auf verschiedenen Bildungs¬

stufen der Völker in ungleicher Weise empfunden wird, so ist

auch die Negierungsthätigkeit von verschiedener Stärke und ihr

Wirkungskreis von verschiedener Ausdehnung. Wo der Staat

zu einiger Entwicklung gelangt, da ist unter de» Negierungs-

zwcigen auch die Sorge für eine zur Erreichung der Staats-

zwccke verwendbare Menge von Sachgütern begriffen, denn die

Negierung ist ebenso wie Privatpersonen von dem Besitze solcher

Güter abhängig und muß sich um deren Erlangung, Erhaltung

und gute Benutzung bemühen, d. h. eine Wirthschaft führen

oder sich Einkünfte verschaffen und Ausgaben vornehmen.

Diese Sorgfalt der Regierung für die Befriedigung der Staats-

bedürfnifse vermittelst sachlicher Güter ist das Finanzwesen

(«) oder die Reg ierungs wirthschaft, welche auch bis¬

weilen Staatswirthschaft oder Staatshaushalt genannt

wird, I, §. 14.
(«) Das Wort Finanz stammt aus dem Latein des Mittelalters.

Im 13. und 14. Jahrhundert verstand man unter tinutio, tiiian-
via, auch wohl tinuiiola i>eeuiüuria, eine schuldige Geldleistung.
Rau, pol, Oekon» Ste Äusg. III. i
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Diese Ausdrücke werden am natürlichsten von tinis hergelcitet,
entweder weit dieß Wort oft einen Zahlungstermin bedeutete,
wie man durch eine ähnliche Metonymie des Sprachgebrauches
öfters sagt: einen Termin, ein Quartal bezahlen, oder weil in
der älteren Kanzleisprache tinis auch der eine» Rechtsstreit been¬
digende Vertrag und die daraus herrührende Zahlung hieß, fer¬
ner ein vor dem König über den Kauf von Grundstücken abge¬
schlossener Vertrag, dessen Urkunde die Form eines Urtheils er¬
hielt (quasi litis lermiiins), ferner die Abgabe an den König
von solchen Käufen (Uw liinxs 8)Uvc,r), eine Entrichtung des
antrctcnden Pachters oder Grundholden an den Verpachter oder
Grundherrn, auch eine schwere Geldstrafe; vgl. vu Aresno au
Unnxe, (ilossnr. moelino et intimno latinitntls, s. v. tliiunciu
und tlnntin. Lpolmni, n, Klossar. nrolineoloNie. «- v. tinis
(Uonel. 1654. S. 228). Mehrere Schriftsteller halten den Stamm
des Wortes Finanz für germanisch; sic deuten entweder auf das
englische tine, Geldstrafe, Privilegicntare u. dgl., (z. B. Ge-
novesi, Grunds, d. bürg.Oek.I, 388), welches aber »ach Spel-
mann a. a. O. nicht vor der normannischen Eroberung vorkam
und nach dem Obigen eher mit tinis zusammenhängt, — oder auf
finden, schweb, linnn, welches durch den Mittelbegriff von er¬
finderisch auf ränkevoll führt, wie das isländische tiiulinn
durch ingoninsus, cnlumniosns, erklärt wird, IIn I<I o rs nn, Uox.
isinnil. eä. Ilnsle, 1, 2l3 (llnvn, i8I3), — oder auch auf fein.
— Merkwürdig ist, daß im 16. und 17. Jahrhundert das Wort
eine allgemeinere und zwar schlimme Bedeutung hatte, weil viel¬
leicht das fremde Wort an fein und erfinderisch erinnerte und
die tinsUoncs selbst mit vielen Bedrückungen verbunden sein
mochten, weshalb z. B. Schottelius (Von der deutschen Haupt-
svrache, Braunschwcig 1663, S. 1316) Finanz durch Schinderei,
Wucher, erklärt, und Sebastian Brant (Narrenschiff) Untreu,
Finantz, Neid und Haß zusamnustistellt; vgl. Frisch, Deutsch¬
latein. Wörterb., S. 267, 8el>err, (ilossnr. xerni. meii. aovi,
eä. n>, erlin, I, 392. Campe, Wörterbuch, S. 32l. In Frank¬
reich bezeichnet«: schon damals tinnnce eine Geldsumme, oder ins¬
besondere die Staatseinnahme (Aos uclversaires ont pcn cle
tinnnos, innis lls In mennxent bien, sprach der Canzler de
l'Hospital 1568), los tinnnees aber das ganze Staatsvermögcn
und den Zustand der Regierungswirthschaft. Der Einfluß der
französischen Sprache verdrängte aus der deutschen jenen Wort¬
sinn gänzlich. — Der spanische Ausdruck Imeienlln für Finanz
stammt vielleicht aus dem Arabischen clinseua, Schatzkammer.
Auch im Russischen heißt knsnn die Easse, kasnntselioi der
Schatzmeister. Vielleicht ist dieß Wort durch die tatarische Herr¬
schaft eingedrungen. Doch wird in der russischen Sprache Finanz¬
wesen durch Iiosullarstrvennio äoclioelui, herrschaftliche Einnah¬
men, ausgedrückt.

s-2.

Die Ausgaben der Negierung sind dazu bestimmt, Arbeiten

oder andere Leistungen zu vergüten, die auf ihre Veranstaltung
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von Einzelnen für Staatszwccke vorgenommen werden. Eine
solche Vergütung ist bei einiger Ausbildung des Volkes und der
Rcgierungskunstnothwendig, weil unentgcldliche Leistungen, die
den Bürgern auferlegt werden, dieselben auf eine sehr lästige
Weise in ihren Privatgeschäften stören und dennoch für den be¬
absichtigten Erfolg unzureichend sind. Dieß erklärt sich daraus,
daß nach dem Gesetz der Arbeitsteilung (I, Z. 11-1.) die für
die Negierung nothwendigen Dienste am besten von solchen Per¬
sonen verrichtet werden, die sich ihnen ausschließlich widmen, und
daß andere Leistungen, z. B. Abtretung von Sachgütern, Dar¬
leihen rc. nicht von allen Bürgern gleichmäßig, sondern nur
von einzelnen Erzeugern oder Besitzern erhalten werden können.
Es mag nun die Negierung solche Leistungen anbefehlen, oder
nur durch Vereinbarung mit Einzelnen vornehmen lasten, in
jedem Falle muß sie diejenigen Personen, welche mehr als an¬

dere für öffentliche Zwecke beitragen, in Sachgütern entschädigen
und zu dieser Ausgleichung einen hinlänglichen Gütervorrath zur
Verfügung haben.

8-3.

Nur in einemuranfänglichen, höchst einfachen Zustande kann

ein Staat ohne Finanzwesen bestehen. So lange ein Fürst
nur etwa auf das Richtcramt und wenige andere ähnliche Ver¬

richtungen beschränkt war, ohne viele Beamte zu Hülfe nehmen
zu müssen, konnte er sich schon durch die höchste Würde hin¬
reichend belohnt finden und seinen Unterhalt, auch sogar einige
Ncgierungskosten aus eigenen Einkünften bestreiten, besonders
wenn er sehr begütert war («). Zn Freistaaten können die Re-

gierungsgeschäste ebenfalls durch unentgeldliche Dienste voll¬

zogen werden, was jedoch nur von Reicheren zu erwarten ist
und sowohl wegen der kurzen Dauer der Aemter als wegen des
Mangels an Kenntniß und Geschicklichkeit bei einem Theile der
Negierenden und Beamten immer sehr unvollkommen geschieht
(S). Die Kriege wurden anfänglich durch aufgerufenc Würger
bewirkt, die sich im Felde selbst zu erhalten hatten. Da jedoch
solche unbezahlte Dienste, obgleich sie viel geringere Wirksam-

1 *
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keit haben, dennoch den Einzelnen Opfer, und zwar sehr un¬
gleiche, auferlcgcn, so ist es ein bedeutender Fortschritt, wenn
die Staatsgewalt die Mittel erlangt, um sich durch Hingabe

eines Gcgenwcrthes die nöthigen Leistungen in erwünschter
Güte zu verschaffen.

(«) Hiehcr gehörende Züge von mehrere» Völkern bei Meincrs im
Gotting, histor. Magazin V, 197 (>789). Den Anfang des Fi¬
nanzwesens bilden freiwillige Abgaben, wie bei den alten Deut¬
sche» die Ehrengeschenke an die Oberrichtcr (prjncii>e!>) der
Gauen, 'I'noil. Oornuin. tk. IS, auch zu einzelnen Unterneh¬
mungen, Iio)n!or, licun. >>nbl. et rurale lies 0elt08, S. 2LS.

(L) lieber die nordamcrüanischen Jägcrvölkcr s. b'erxnsou, »88»^
ok tbe I>i8tor^ ok eivil 8l>eiet)', S. >29 (Bas. >789). — Unbe¬
zahlte Leistungen, die die reicheren athenischen Bürger vornehmen
mußten (Leitu rg ieen), z. B. zur Ausrüstung und Unterhal¬
tung eines Schiffes im Kriege (Lrierarchie), s. Böckh,
Staatshaushalt der Athener, I, -I8>. II, 79.

8 - 4 .
Jede Wirthschaft erfordert eine Gütcrmassc, aus welcher die

Ausgaben bestritten werden, welche dagegen durch die Einkünfte
wieder ergänzt wird und zum Thcilc selbst als Quelle von Ein¬
künften dient, also ein gewisses, in seiner Größe dem Wechsel
ausgcsctztes Vermögen, weßhalb die Wirthschaft auch als
Verwaltung deS Vermögens angesehen werden kann. Der
Gegenstand der RegicrungSwirthschaft ist das Staatsver¬
mög e n, welches zwar in der Verfügung und Benutzung der
Staatsgewalt fleht, aber nothwcndig der Staatsgesammthcit
zugehört und von dem Privateigenthum des Staatsoberhauptes
sorgfältig unterschieden werden muß («). Dicß ist die Folge
von der Stellung der höchsten Gewalt, dienicht ihrerselbstwillen
besteht, sondern zur Beförderung deS allgemeinen Wohles des
Staates bestimmt ist und deren Rechten deßhalb auch ,Pflichten
zur Seite stehen. Das Staatsvermögen ist aus dem Volksver-
mögcn ausgeschiedcn (L). Welche Gegenstände aber zu jenem zu
rechnen seien, dieß läßt sich nicht auS allgemeinen Sätzen, sondern
in jedem Lande besonders auS der Geschichte desselben erkennen,
und diese Untersuchung fällt in das Gebiet deS positiven StaatS-
rcchts.

(a) Klub er, Oeff. Recht, Z. 328,



(S) Das Staatsvermögen in einem weiteren Sinne begreift sowohl den
Güterbesitz aller einzelnen Staatsbürger als der Gesammtheit, I,
§. 48. — Die älteren Kameralistcn brauchten das Wort Staatsvcr-
mögcn häufig in diesem weheren Sinne, thcilten aber das Vermögen
überbaupt in Grund- und bereitestes Vermögen ein (npes
paratis»iinae), so daß das letztere die Einkünfte oder den aus den¬
selben herfließenden verwendbaren Gcldvorrath bedeutete; das Fi¬
nanzwesen wurde daher als die Verwaltung des bereitesten Staats¬
vermögens erklärt. Zinckc, Cameralistcn-Bibliothek, S. 687
(>7S1); v. Justi, Staatswirthsch.il, 2l.

8 - 5 -
Die Wissenschaft von der besten Einrichtung der Negierungs-

wirthschaft oder von der besten Bcfriedigungsweise der StaatS-

bedürfnisse durch sachliche Güter ist die F i na nzw issen sch aft '

(er), ein T'hcil der politischen Lekonomie, I, §. l ö. Dieselbe ist

nicht selten auch Kam cralwisscnsch aft im engeren Sinne

des Wortes genannt worden (-), weil man ursprünglich unter

Kammcrsachcn, Kammergeschaften, nur das Finanzwesen ver¬

stand und erst nach der Errichtung der Kammcrcollegicn auch

andere, nicht sinanziellc Geschäfte, die sog. Polizei, hinzukamcn

(c). Die Finanzwissenschaft wurde bisweilen auch mit dem

Namen Staatswirthschaftslehre belegt, den man jedoch

besser der ganzen politischen Oekonomic Vorbehalt.

(<r) Es ist dem Sprachgebrauchs durchaus zuwider, auch die Bei¬
schaffung persönlicher Leistungen ohne Vermittlung sachlicher Güter,
z. B. das Conscriptionswesen, in die Finanzwissenschaft zu rech¬
nen, auch ist dieses Geschäft von eigenthümlicher Art. Vgl. dagegen
Bchr, Wirthsch. des Staates, S. >90.

(ä) Z. B. Dithmar, Einleitung in die ökonom., Policci- und Camc-
ralwissenschastcn, 6. Aufl. v. Schreker, S. l9. (Franks. 1769s.
Eine noch engere Bedeutung von Kamcralwisscnschaft ist jetzt fast
vergessen. Man unterschied ehemals in dem heutigen Umfange der
Finanzwissenschaft 2 Theile, nämlich I) die Kameralwissenschaft,
welche von den ganz in der Verfügung der Fürsten stehenden
Quellen der Staatseinnahme, d. i. den Domänen und Regalien
handelte, 2) die eigentliche Finanzwissenschaft, deren Gegenstand
die der landständischcn Mitwirkung unterworfenen Abgaben der
Bürger waren, s. z. B. Fischer, Lehrbegriff u. Umfang der
teutschen Staatswiff, S. 20 (Halle, 1783). Rössig, Lehrb. d.
Finanzwiss. Z. 6.

(c:) Rau, Uebcr die Kameralwiss. S. 8.

§. 6 .

Da das Finanzwesen die sachlichen Hulfsmittel zu allen An¬

stalten und Unternehmungen der Staatsgewalt liefert, so ist
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dasselbe ein nothwendiger Zweig der Negierungsthätigkeit.
Der Umfang und die Wirksamkeit aller Negicrungsmaaß-

rcgcln werden zum Theile van der Güte des Finanzwesens be¬
dingt, und wenn gleich diese für sich allein nicht zurcicht, um die
Vollkommenheit der Staatsverwaltung zu verbürgen, so übt doch
ohne Zweifel ein nachlässiges, verworrenes oder durch Unredlich¬
keit verderbtes Finanzwesen auf den ganzen Zustand deö Staates,
auf dessen äußere Unabhängigkeit sowie auf die innere Wohl¬
fahrt den nachtheiligstcn Einfluß. Die Erfahrung hat dieses
vielfach bestätigt («) und der hohen Bedeutung des Staatshaus¬
haltes volle Anerkennung verschafft. Je mehr die Negierungs¬
kunst vervollkommnet wird, je mehr kostbare Anstalten zum Be¬
dürfnis; werden, desto künstlicher und schwieriger wird auch das
Finanzwesen.
(a) Beispiele giebt die Staatengeschichtc in Menge. Man bedenke nur

die Lage Frankreichs vor der Revolution und in der letzten Zeit
des Direktoriums vor dem 18. Brumaire VIII. (I8l>V).

8 - 7 -
Das Finanzwesen, als eine Wirthschasi, muß unter den all¬

gemeinen Grundsätzen stehen, welche aus dem Zwecke jeder
Wirthschaft entspringen (/,), und hat manche Gegenstände, Ver¬
richtungen und Regeln mit der Wirthschaft einer einzelnen
Familie gemein. Wie diese ist es auf ein besonderes ausgcschie-
dcnes Vermögen angewiesen. Daß man die Einnahmen und
Ausgaben mit einander ins Gleichgewicht setzen, auf die Fort¬
dauer der Einnahmen (Nachhaltigkeit) sorgfältige Rück¬
sicht nehmen, also den VcrmögenSstamm, aus dem die Ein¬
künfte fließen, schonen (-), den rohen und reinen Ertrag der
Einkünfte wohl unterscheiden, auf Vermehrung derselben und
auf Verminderung der Ausgaben Bedacht nehmen, alle wirth-
schaftlichcn Vorgänge durch genaue Aufzeichnung in der Erinne¬
rung fcsthaltcn und hiedurch eine Uebcrsicht derselben bereiten

müsse, — dicß alles gilt als -Vorschnft in der Finanzwissenschaft
ebensowohl wie in der Privatwirthschaftslehre (o).
(«) Vgl. Rau, Grundriß der Kamcralwiss. Z. 32. ff.
(b) Bergius, Pol. u. Kam. Magaz. II, 293.
(v) Versuch, jene aus dieser abzulciten, Genovesi, Bürgerl. Oekon.

I, 302.
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8 - 8 .

Das Finanzwesen unterscheidet sich jedoch auch wieder in
vielen Hinsichten von einer bürgerlicher Wirthschaft, und die
Beleuchtung dieser Verschiedenheiten ist sehr geeignet, die Haupt-
lehrcn der Finanzwissenschaft vorläufig anzudcutcn. Der Unter¬
schied zeigt sich

1) schon in der Menge und Man chfalli gkc it der Ge¬
schäfte. Im Finanzwesen findet sich nämlich ein Betrag der Aus¬

gaben und Einnahmen, welcher wenigstens in den großen und mitt¬
leren Staaten die Einkünfte eines Privatmannes weit über¬

steigt, — ferner eine so große Anzahl von verschiedenen Ducken
der Einnahmen und von Gegenständen der Ausgaben, wie sie
ebenfalls die .Privatwirthschaft nicht besitzt. Weide Umstände
machen die Anstellung eines zahlreichen Personales und die

Trennung mehrerer Zweige dcS FinanzdienstcS nothwendig,
wodurch die oberste Leitung beträchtlich erschwert wird. Der
Vorstand des ganzen Finanzwesens kann nur durch verschiedene
Mittelglieder die Ausführung der Beschlüsse bewirken, die Ge¬
schäftsführung der unteren Beamten nicht an Drt und Slcke
beobachten, sondern dieselbe fast nur aus schriftlichen Berichten
kennen lernen und vermittelst schriftlicher Befehle leiten. Diese

Umständlichkeit und Schwerfälligkeit im Staatshaushalte hat
die Folge, daß hier Manches nach anderen Regeln eingerichtet
werden muß, als in der bürgerlichen Wirthschaft.

8 - 9 .
2) Eine erheblichere, daS Wesen beider Arten von Wirthschasten

(Z. 7.) betreffende Verschiedenheit äußert sich in den Duellen
der Einkünfte. Der Einzelne kann sich Gütcrzuflüsse nur
durch den Erwerb verschaffen, d.h. durch eine für jenen Zweck
übernommene Beschwerde, die entweder in einer Arbeit, oder in

der Aufopferung eines Gütergenusses, oder in beiden zugleich
besteht fr,). Die Staatsgewalt kann zwar solche Erwcrbswege
ebenfalls benutzen, es steht ihr aber auch frei, den Würgern Ab¬
gaben aufzuerlegen, ohne daß sie ihnen eine besondere Leistung
dafür darböte, eine Macht, die im Privatleben, wo die Ein-
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zelnen sich frei gegcnüberstehcn, nicht vorkommt, und die auch
zur härtesten Bedrückung gemißbraucht werden kann. Die
Wissenschaft warnt vor diesem Abwege durch Lehren der Ge¬
rechtigkeit, Mäßigung und wirthschaftlichcn Klugheit, deren
strenge Befolgung in der Ausübung von dem Pflichtgefühle der
Negierung und in Staaten mit ständischer Verfassung zugleich von
dem Stcucrbcwilligungsrccht der Landstände bewirkt werden soll.

(a) Rau, Ucbcr die Kcimcralwiss. S. 47. — Glücksfälle, z. B. Erb¬
schaften, Geschenke u. »gl., können zwar Einnahmen gewähren,
die nicht in diesem Sinne erworben, sondern unentgeldlich
erlangt sind, allein man hat über solche Ereignisse keine Gewalt.

8- w.
3) Eine nicht minder wichtige Verschiedenheit der bürgerlichen

und der NcgierungSwirtstschaft läßt sich in dem Maaße und
den G eg en siän d e n der A u sga b en erkennen. Die erstcre
hat zunächst den nothwcndigen Unterhalt der Familie zu sichern,
erhebt sich aber über denselben hinaus zu dem Nützlichen und An¬

genehmen, und da die sachlicben Güter jedem erdenklichen Zwecke
irgend eine Unterstützung gewähren können, die Neigungen und
Wünsche aber mit dem Umfange der Bcfriedigungsmittel fort-
wachscn, so gicbt cs keine bestimmte Gränze für das Verlangen
nach größerem Vermögen. Jede nicht widerrechtliche und nicht
unsittliche Bcrwcndungsart der Einkünfte steht dem Würger frei,
nur die Klugbcit rätst ihm, das Nötstigc vor dem bloß Angeneh¬
men zu berücksichtigen u. dgl., und nur in der jedesmaligen Größe
der Einnahmen findet er eine äußere Beschränkung seiner Aus¬
gaben. Die Regicrungswirthschaft dagegen soll lediglich die
wahren Bedürfnisse des Staates in Gemäßheit seiner Vernunft-
bcstimmung befriedigen. Diese begreift zwar so viele einzelne
Zwecke in sich, daß man oft nicht Mittel genug besitzt, um alles
daS, was jene erheisebcn, auf einmal zu verwirklichen, aber cs
sind keine Verwendungen des Staatsvermögens außerhalb jenes
obersten Staatszweckes zulässig. Ferner soll die Staatsvcrbin-
dung das Privatleben nicht zerstören, und deßhalb soll die Be¬
förderung der gemeinsamen Zwecke von der Negierung nur in¬
soweit unternommen werden, als hiezu die Privatbestrcbungcn
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nicht genügend sind. Die Negierungswirthschaft muß daher,
die bürgerliche Wirthschaft voraussctzend, sich auf die gesellschaft¬
lichen, in den Staatszwecken begründeten Bedürfnisse beschran¬
ken («).

(«) I! nft- n rlen, gue In snxe8so et In xrndenco doivent plus realer,
qiie cetto >,ortio» gn'on vte, et rette ;>ortian qn'on wisse »nx
s>get8. tte u'est xoint ü ce gno le peuxle peut donner gu'il
Wut mesurerle» revenus pulilies, innis n cegu'ildoit donner
(vorausgesetzt, daß das Volk mehr geben könnte, als man für die
Staatsbedürfnisse braucht; gewöhnlich verhält es sich umgekehrt);
et 8i on Ie8 i» 08 ure ü, ee gu'il peilt donner, il Wut gus oe
8vit ,Iu moi»8 n ce qu'il >, sut tonfonrs donner. Illontes-
guleu, Lsprit des Isis XIII, On,,. I. Bgl. von Sonnenfels,
Grundsätze der Polizei rc. III, Z. 13.

Z- N.
Das Finanzwesen, als ein Zweig der Staatsverwaltung,

muß auch unter den allgemeinen Vernunftgcsetzen stehen, welche
das Wesen des Staates und die in demselben obwaltenden

Rechtsverhältnisse aussprechen. So wie dic Befugniß der höchsten
Gewalt, eine besondere Wirthschaft zu führen (die sogenannte
Finanzgewalt), in diesen Gesetzen begründet ist, so geben
dieselben auch die Richtschnur für die Gränzen dieses Rechtes in
seinen einzelnen Aeußerungen und für die damit verbundenen
Obliegenheiten. Letztere rühren theils aus einer Anwendung
privatrechtlicher Sätze her, z. B. die Verpflichtung, den Staats¬
gläubigern vollständig das Versprochene zu halten, theils aus
einem rein staatsrechtlichen Grunde, z.B.das Gebot, dieStaats-
lasten gleichförmig aufzulegen, das Verbot, Staatseinkünfte für
Privatzwecke zu mißbrauchen u. dgl. Die Finanzwissenschaft
schöpft demnach einen Theil ihrer Grundlehren aus der Philo¬
soph i sch en St a at s wissen sch a ft («) und nimmt, als Theil
der Staatsklugheitölehre (I, Z. 21.), wie die Polizeiwissenschast,
Iustizpolitik u. a. eine Stelle in dem Systeme der gesummten
Staatswissenschaft in Anspruch.

(«) Sie wird auch reine Staatslehre oder Wissenschaft des natürlichen
oder allgemeinen Staatsrechts genannt, ,jus publicum universale.

§. 12 .
Alle Zweige der Staatsverwaltung müssen in einer solchen

organischen Verbindung unter einander stehen, daß keiner den



Zwecken eines anderen feindlich entgegenwirkt. Dies gilt ganz
besonders von dem Finanzwesen, weil dieses nur die Mittel zn
den Staatseinrichtungen liefert, ohne selbst geradezu die Wohl¬
fahrt befördern zu können. Am leichtesten könnte der ebenfalls
auf Sachgüter gerichtete Zweck dcS Volkswohlstandes (!I, §. 1.)
durch die Finanzmaaßrcgeln beeinträchtiget und so die Wirksam¬
keit der VolkSwirthschastSpflege fruchtlos gemacht werden, wenn
man nicht bei jeder Art von Finanzgeschäften eine solche nach¬
theilige Wirkung eifrig zu vermeiden suchte. Dcßhalb ist es
nöthig- fortwährend die Gesetze der Bolkswirthschaft zu Nathe
zu ziehen und nach denselben zu untersuchen, wie weit der Staats¬
aufwand ausgedehnt werden dürfe und wie die für den Staat
nöthigen Summen aufgebracht werden können, ohne die Gütcr-
erzcugung zu schwächen und die Befriedigung der Bedürfnisse
des Volkes zu verhindern. Auch die richtig aufgefaßten Zwecke
der NcgierungSwirthschaft selbst fordern zur Schonung deö Volks¬
wohlstandes auf, weil dieser die Fortdauer reichlicher Staatsein¬
nahmen bedingt. Eine drückende, die Verarmung dcS Volkes
hcrbeiführende Finanzverwaltung, sie mag sich nun harter Gc-
waltstreiche («) oder listiger Kunstgriffe (-) bedienen, kann nur
aus kurzsichtigem Despotismus entspringen.
(a) Die Finanzgcschichte des Mittelalters liefert zahlreiche Beispiele

solcher Ungerechtigkeit, z. B. der Erpressungen von den Juden,
wie sie mehrere englische Könige, am meisten Johann, ausübtcn.

(ä) Solches Verfahren wird Plusmache rei genannt. Zincke, Came-
ralistenbibliothek, III, 672 (Leipz. 1752). Schon im Alterthume
kamen Maaßrcgeln dieser Art vor, wie deren mehrere im 2. Buche
der dem Aristoteles zugeschricbenen Oekonomik erzählt werden,
vgl. Klvele, Vv nernrlo, S. 1062. '0Iioloranus, Us repu-
bjios, lik. III. e. 6.

8 - ' 3 .
Die Finanzwissenschaft muß aus diesem Grunde stets auf

die Volkswirthschaftslehre (Nationalökonomie) gestützt werden
und kann großcntheils als Ergcbniß einer Anwendung dieser
Wissenschaft auf den Zweck der Versorgung der Staatsgewalt
mit sachlichen Hülfsmitteln angesehen werden (/,). In dem¬
selben Verhältniß zur Nationalökonomie steht auch die Wolks-
wirthschaftspolitik oder die Lehre von der Bolkswirthschaftspflege



(S). Diese und die Finanzwissenschaft, die man beide unter dem
Namen der wirthschaftlichen Politik zusammenfafsenkann,
lassen sich wegen ihrer Abstammung von zwei Grundwissen¬
schaften, aus deren Verbindung sie entspringen, mit gleichem
Rechte ebensowohl in die Staatswissenschaft einreihen, als auch
mit der Volkswirthschaftslehre zu einem wissenschaftlichen Inbe¬
griff, der politischen Dekonomie (I. Z. 3. 14.), vereinigen. Das
Finanzwesen und die Volkswirthschastspflcge, obgleich ihre
Zwecke verschieden sind, haben doch eine Verwandtschaft, indem
sie beide eine Sorge der Negierung für Wirthschaftsangclegcn-
heiten enthalten, und dicß wird in mancherlei Berührungen sicht¬
bar. Manche Einrichtungen gehören beiden Gebieten zugleich
an, weil sie neben ihrer Wirkung auf die Bolkswirthschaft auch
eine Benutzung für die Staatscasse zulassen, z. B. die Zölle,
die Münzen, daS Postwesen u. dgl. Wo diese beiden verschiede¬
nen Rücksichten sich widerstreiten, da muß in der Regel die finan¬
zielle nachstehen, weil die Regierung eher eine andere minder
schädliche EinnahmSguclle auffindct, als die Bolkswirthschaft sich
im Kampfe mit einem mächtigen Hindernisse emporheben kann.
(a) Daß die Nationalökonomie der Finanzwissenschaft nur Regeln zur

Schonung, nicht zur Beförderung des Volkswohlstandes geben
könne, zeigt richtig Schön, Grundsätze der Finanz, S. lO.

(d) Die Ansichten über das Verhältniß dieser Wissenschaften zu ein¬
ander sind nicht übereinstimmend. Einige betrachten nur die Bolks-
wirthschaftspolitik als den angewandten, praktischen Lheil der
Nationalökonomie und setzen beiden die Finanzwisscnschaft gegen¬
über, z. B- Baumstark, Kamcral. Encyklop. S. öl. (1835).

8 - 11 -
Die allgemeinsten Grundsätze der Finanzwissenschaft sind dem¬

nach von dreifacher Art und aus drei verschiedenen Grundwis¬

senschaften herzunehmen, nämlich 1) allgemein wirthschaftliche
(8- 1-); 2) philosophisch-staatsrechtliche und politische, über¬
haupt staatswissenschaftliche (§. 11.); — 3) volkswirthschaft-
liche (§. 12.).

Außerdem werden an verschiedenen Stellen der Finanz¬
wissenschaft mehrere Hülsslehren benutzt, unter welche
hauptsächlich gehören: 1) Gewerbskundc (I, §. 22,), näm¬
lich Land- und Forstwirthschafts-, Bergbau-, Gewerks- und
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Handclslchre, nicht allein weil die Negierung ihrer Einkünfte
willen bisweilen einzelne Gcwerbsgeschäftc selbst unternimmt,
oder doch an den Früchten solcher Unternehmungen Thcil
nimmt, sondern auch, weil ohne Kcnntniß des Gcwcrbsbetriebcs
das auS demselben herflicßcnde Einkommen nicht genau besteuert
werden kann (») ; 2) Gcschich tc und Statistik, I, §. 23.2 1.
Die Geschichte des Finanzwesens ist in die der Staaten ver¬

flochten und muß in ihrem Zusammenhänge mit den allgemeinen
Veränderungen im Staatenleben betrachtet werden. Wald war
eS die in einem gewissen Zcitpunct herrschend gewesene Vor¬
stellung von dem Umfang der gesellschaftlichen Bedürfnisse, bald
die Macht der Negierenden, durch die Verfassung oder trotz der¬
selben ausgedehnt, bald ein fremder Einfluß aus die Negierung,
was den Umfang und die Beschaffenheit des Staatsaufwandcs
regelte, auch wurde die Wahl der Einnahmsguellen häufig von
Rücksichten geleitet, welche in allgemeinen StaatSverhältnisscn
beruhten. Kennt man jedoch diese Beziehungen, so gewäbrt
auch die abgesonderte Bearbeitung der Finanzgcschichte wegen
der größeren dabei möglichen Ausführlichkeit vielen Nutzen.
Unter den Gegenständen der Statistik ist nicht bloß die Beschrei¬
bung des Finanzwesens, sondern auch die Darstellung der volkS-
wirthschaftlichcn Verhältnisse jedes Staates, wegen der Abhän¬
gigkeit des erstcren von dem Zustande der Volkswirthschaft,
höcbst lehrreicb, ja zur Erläuterung und Ausbildung der Theorie
kaum entbehrlich (-). 3) Staatsrech enkunst, politische
Arithmetik, ein Thcil der angewandten Mathematik, welcher
sich mit der Lösung magchfaltiger, in der Staatsverwaltung ver¬
kommender Rechnungsaufgaben beschäftiget. Der Kreis der
Gegenstände, bei welchen sich Anlaß zu Berechnungen ergiebt,
ist keineswegs geschlossen, sondern erweitert sich fortwährend.
Für die Finanzgeschäfte sind besonders die Zinsberechnungen von
erheblichem Nutzen (a).

(a) Die für den Finanzbeamten nützlichen Lehren der reinen und an¬
gewandten Chemie (chemischen Technologie) enthält: PH. v. Hol¬
zer, Die Staatswirthschastschcmie, Wien, t8-I3.

(t>) „Man sagt oft: Zahlen regieren die Welt. Das aber ist gewiß,
Zahlen zeigen, wie sie regiert wird." Goethe bei Eckermann,
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I. - Lehrreiche Bemerkungen über die Finanzstatistik von Lalbi
in Itevue oiio^elopüü. 1831. Aug. S. 249.

(c) Der Engländer Petty (1690) wird als Begründer dieses Zwei¬
ges der angewandten Arithmetik angesehen, in welchen man auch
die Erfahrungssätze über die Zahlcnverhältnisse des menschlichen
Lebens aufzuncdmen pflegt, soweit sie nicht, als einzelne Staaten
betreffend, der Statistik angehörcn. v. Florencourt, Abhand¬
lungen aus der juridischen u. politischen Rechenkunst. Altenburg,
4781. — Michelsen, Anleitung zur juristischen, polit. und ökonom.
Rechenkunst. Halle, 1782. II. B. (unbequem wegen Vermeidung
der Buchstabenrechnung.)— v. LangSdorf, Arithmetische Ab¬
handlungen über juridische, staats- und forstwiffensch. Fragen,
Mortalität, Bevölkerung und chronologische Bestimmungen. Hci-
dclb. 1810. — Gremillet, Theorie der Berechnung zusammen¬
gesetzter Zinsen, übers, v. Dcphle. Ulm, 1825. — Löhmann,
Handbuch für juridische u. staatswirthsch. Rechnungen. Leipz. 1829.
(beide letztere Werke mit Tabellen, welche die Berechnungen ab¬
kürzen.) — Müller, Arithmetik und Algebra. Heidelb. 1833.—
Eisen lohr. Arithmetik und Algebra mit ihrer Anwendung auf
die Rechnungen des Geschäfrslcbens. Heidelb. 1838. — Bleib¬
treu, Polit. Arithmetik, Heidelb. 1815. — Octtinger, Anleit,
zu finanziellen, polit. u. jurid. Rechnungen. Braunschwcig 1815.

§. 15 .

Bei der alten Streitfrage über das Be.rhältniß der Wis¬
senschaft (.Theorie) zur Ausübung (Praxis), die auch in

'Bezug auf das Finanzwesen häufig besprochen worden ist, kön-
neu folgende Satze als Anhaltspunkte dienen.

I. Die bloße GeschäftsÜbung (3koutine) ohne wis-
* senschaftliche Kenntnis! muß mit Entschiedenheit

als unzureichend erklärt werden. Ohne geordnetes,
reifes und vielseitiges Nachdenken über die wirthschaftlichcn An¬
gelegenheiten der Staaten ist man nicht im Stande, den Weg
zu Verbesserungen mit Sicherheit zu finden und sich auf ihm frei
von Verirrungen zu behaupten; man bleibt in Vorurthcilcn be¬
fangen und hält sich, statt das Ganze zu überblicken, an Ein¬
zelnes. Sobald in einem praktischen Gebiete eine wissenschaft¬
liche Behandlung angefangen hat, kann Niemand, der zur Aus¬
übung berufen ist, cs scy denn in den ganz untergeordneten
Diensten, den Beistand deS Gedankcnvorrathcs entbehren, der
in der Wissenschaft niedergclegt ist, selbst wenn diese noch unreif
wäre. Der Schein einer, ohne Benutzung der Wissenschaft auS

bloßer Geschäftsübung erlangten vollkommenen Tüchtigkeit ist



Täuschung, weil dabei immer mittelbar auf irgend eine Weise
die in dem Beamtenstande verbreiteten oder auch zum Gemein-

gute der Bürger gewordenen wissenschaftlichen Lehrsätze ihren
Einfluß geäußert haben, auch muß diese mühsame Weise der
eigenen Ausbildung, wo man die Theorie zerstückelt und aus
zweiter oder dritter Hand sich aneignet, dem unmittelbaren Er¬
forschen derselben immer nachgcsetzt werden. Die Erfahrung
beweist, daß die Wissenschaft eine große Macht über die Aus¬
übung besitzt, daß ihre Aussprüche, selbst die irrigen, auf vieler¬
lei Wegen, früher oder später, in das Gcschäftslcben gelangen
und dort herrschend werden, und daß nur hiedurch große Wer¬
besserungen zu Stande kommen.

8 - 16 .

II. Gleichwohl giebt die Wissenschaft für sich al¬
lein z u r F ü h r u n g sch w i e r i g c r Staatsg cs chäfte nicht
die hinlängliche Fähigkeit. Weil sie nämlich in ihrer
jedesmaligen Gestaltung einem ganzen Zeitalter, nicht einem ein¬
zelnen Wolke angehört, so muß sie nach Allgemeinheit streben.
Sie kann bei der Entwicklung der Stammsätze nicht in alle
denkbaren oder thatsächlichcn Verschiedenheiten der äußeren Zu¬
stände cingehen und muß sich oft begnügen, die in der Mehr¬
zahl der Fälle zu erwartende gewöhnliche Lage der Dinge vor¬
auszusetzen. Nur da, wo bloß wenige Fälle möglich sind, ist es
thunlich, für jeden derselben besondere Grundsätze aufzustellen.
Man muß also immer erst die Umstände, in denen man seine
Thätigkcit äußern soll, auf das Genaueste erforschen und über¬
denken, um auS den allgemeinen und unwandelbaren Lehrsätzen
richtige Folgerungen für die gegebene Besonderheit zu ziehen.
Was hier als Ausnahme einer theoretischen Regel erscheint, ist
nur die Folge von der Einwirkung eines anderen Grundsatzes.

Zu diesen sorgfältig aufzufassendcn Umständen gehören die recht¬
lichen Verhältnisse (positives Privat- und Staatsrecht des ein¬

zelnen Landes), die bisherigen Einrichtungen der Finanzver¬
waltung, auf die man fortbauen muß oder von denen man

wenigstens nicht sogleich abgehen darf, die Nahrungsquellen und
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die Wohlhabenheit des Volkes, die äußere Stellung des Staa¬

tes u. dgl.

s- 17-

III. Es war auch öfters die Schuld der bisheri¬

gen Theorie, wenn man sie nicht anwendbar fand,

d. h. sie war noch unvollkomipen und ihre Lehren bedurften,

wenn man sie in Vollzug zu bringen unternahm, noch einer

Läuterung. Dieß war die Folge des jugendlichen Alters der ganzen

politischen Dekonomie und des Umstandes, daß viele Bearbeiter

dieser Wissenschaft ihre Sorgfalt und Vorliebe den volkswirth-

schaftlichcn Grundlehren zugewendet hatten und in die Finanz¬

wissenschaft weniger cingedrungen waren. Daher blieben manche

schwierigere Theile derselben ungenügend durchdacht, es wurden

hie und da aus einem zu beschränkten Kreise von Erfahrungen

einseitige Schlüsse abgeleitet, es wurden Behauptungen, die nur

in gewissen Beschränkungen wahr sind, mit zu großer Allge¬

meinheit aufgestellt, die drei Arten von obersten Grundsätzen

(Z. Ist.) durchdrangen sich nicht immer gehörig, bald wurde das

egoistisch-wirthschaftliche Princip auf Kosten des rechtlichen und

volkswirthschaftlichen, bald eines der beiden letzteren mit Hintan¬

setzung der übrigien enseitig verfolgt, endlich sind über manche

Arten von Finanzgeschäften noch gar keine wissenschaftlichen

Betrachtungen angestellt worden («). Je glücklicher man in

der Vermeidung dieser Klippen seyw, und je mehr sich der Vor¬

rath belehrender Erfahrungen anhäufen wird, desto fester muß

auch das allgemeine Vertrauen auf die Theorie wurzeln (S).
(») Wo dieß noch nicht geschehen ist, da ist man leicht geneigt, sogar

die Möglichkeit oder doch die Fruchtbarkeit einer systematischen
Behandlung in Zweifel zu ziehen und die Gegenstände in das
Gebiet wechselnder, besonderer Regeln zu verweisen. Wie aber die
Wissenschaft mehr gepflegt wird, zieht sie auch mehr solcher An¬
gelegenheiten in ihren Bereich.

(ö) Bcrgl. v Jakob Finanzwissenschaft. I. Vorrede. —v. Malchus,
Handb, I. Vorrede. — Daß Theoretiker, welche sich nicht zur vollen
Höhe der Wissenschaft ihrer Zeit erhoben hatten, durch ihre un¬
reifen Aussprüche den Geschäftsmännern Stoff zu gerechtem Tadel
gaben und hierdurch ein Vorurtheil gegen die Theorie selbst ver-
anlaßten, ist bekannt. — Jacob a. a. O. unterscheidet l) den
reinen Theoretiker, der sich blos an das Allgemeine hält, 2) den
praktischen Theoretiker, der die Anwendung der Theorie auf wirk-
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liche Fälle lehrt, 3) den theoretischen Praktiker, 4) den bloßen
Praktiker, Routinier.

8- 19.

Wie die gesammte politische Lekonomie (I, Z. 26.), so ist

insbesondere die Finanzwissenschaft von unzweifelhaftem Nutzen

1) für dcnBeamten in jedem Zweige der Fin an zverw aI-

tung. Manche dieser Zweige wurden früherhin bloS nach den beson¬

deren Knnstregeln, z. B. der Forstwissenschaft, dcS Bergbaues,

des Post-, Münz-, Lottowescns re. behandelt, in unserem Zeit¬

alter aber verbreitet sich mehr und mehr die Ucbcrzeugung, daß

diese technischen Kenntnisse nicht genügen, und daß man auf die

allgemeinen finanzwissenschaftlichen Lehrsätze zurückgehcn muß,

um jeden dieser Geschäftszweige ganz zweckmäßig zu gestalten;

2) für den Ju st iz- und PoIizeibea m t e n, weil bei vielen Rcchts-

streitigkeiten (z. B. siscalischen) und Vergehen die Begriffe

und Einrichtungen des Finanzwesens maaßgcbend sind, und

weil manche Staatsanstalten die Zwecke der Volkswirthschafts-

pflcge (Wohlstandspolizei) und der Ncgicrungswirthschaft

zugleich betreffen, also beide Gebiete berühren, Z. 13 («).

3) für den B ür ger, welcher die Ereignisse seiner Zeit begreifen

will, oder auch in Gemeindeämtern, auf Provincial- und Land¬

tagen zu einer öffentlicher Wirksamkeit berufen ist (S).
(a) Cassenvisitationen und Sportelwesenbringen ebenfalls den Gerichts-

beamten mit Finanzgeschäften in Berührung.
(-) Die Wirthschaft einer Gemeinde (Kämmerei wesen) ist in

vielen Stücken als ein Finanzwesen im verjüngtenMaaßstabe, in
anderen Puncten dagegen als eine sehr ausgedehnte Privatwirth-
schaft anzusehen.

8 - 19 .
Die Geschichte der Finan z w issen sch aft ist von der

Geschichte des Finanzwesens zu unterscheiden, obgleich beide in

vielfachen Beziehungen zu einander stehen und oft Ereignisse in

der einen aus Ursachen, die in der andern liegen, hergeleitet

werden müssen. In der früheren Zeit, wo es noch keine finanz-

wissenschaftliche Literatur, d. h. kein geordnetes Nachdenken über

Gegenstände des Staatshaushaltes, kein Zurückgehen auf oberste

Grundsätze gab, läßt sich nur aus den Finanzeinrichtungen der

Staaten auf die Vorstellungen und Regeln schließen, nach denen
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die Staatsmänner handelten, doch muß man bei diesem Schluffe

sehr vorsichtig sepn, indem Manches mehr dem Zufalle oder ei¬

nem dunkeln Gefühle, als der Ueberlcgung zuzuschreiben ist.

Man kann drei Perioden von sehr ungleicher Lange annehmcn.

I. Unwissenschaftlicher Zustand. Dem ganzen Alter-

thume war eine wissenschaftliche Behandlung des Finanzwesens

fremd und dieser wichtige Theil der Negierungsgeschäfte stand

in einer Geringschätzung, deren nachthcilige Folgen wir in der

Geschichte der alten Staaten nicht verkennen können. Die we¬

nigen auf uns gekommenen Schriften von finanziellem Inhalte

sind, obschon für die Kenntniß der alten Staaten lehrreich, doch

für die Theorie von sehr geringem Werthe (»).
(a) Lcnophons kleine Schrift: n(>--ooä«>>,ge regilibim

reipubl. Ltlieiiik»si8, enthält Vorschläge zur Vermehrung der
athenischenStaatseinkünfte, wobei besonders das Streben, dem
Staate zureichende Einkünfte aus seinem eigenen Gebiete, unab¬
hängig von fremden Zuflüssen, zu verschaffen, ferner die Empfeh¬
lung des Bergbaues auf Silber und die Meinung, die Vermeh¬
rung dieses Metalls könne den Preis desselben nicht erniedrigen,
bemerkenswcrth ist. Deutsch (mit einem weitschweifigen Commen-
tar) von Zincke, Wolfenbüttcl, 17L3. vgl. IIv)iiier, Ile. xiidl.
et rur. <les Vrec8, S. 319. — Das 2. Buch der angeblichen ari¬
stotelischen Oekonomik (§. 12 f-j) ist vielleicht unächt. Vgl.
jedoch Heeren, Ideen, 4. Ausg. III. S. LS2.

§. 20 .

Als nach dem Ende des Mittelalters die Staatswissenschaft

wieder erweckt wurde, verbreiteten sich die politischen Schrift¬

steller auch über das Finanzwesen, aber die ersten Versuche so¬

wohl in größeren staatswissenschaftlichen Werken («), als in der

abgesonderten Darstellung des Finanzwesens (ö) waren sehr

mangelhaft; sie zeugten mehr für den Sammlerfleiß, als für die

gründliche Sachkenntniß ihrer Verfasser und bewiesen keine Ein¬

sicht in die Bedürfnisse der Gegenwart. Später, im Verlaufe

des 17. Jahrhunderts, ergriffen Geschäftsmänncr die Feder.

Auch ihnen standen die Hauptgrundsätze der Wissenschaft (Z. 1-1.)

nicht vollständig vor den Augen, sic waren fast nur von dem einen,

dem egoistisch-wirthschaftlichen Grundsätze durchdrungen und be¬

schäftigten sich mit entschiedener Vorliebe mit der Domänen-

wirthschaft, die man damals als den wahren Kern des Finanz-
R a u, pol. Oekon. 3te Ausg. III. »
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Wesens betrachtete. Das in den wirklichen Staaten höchst un¬

vollkommene Stcuerwesen zog noch wenig Nachdenken auf sich,

und die Lehre von den Staatsausgabcn fiel fast ganz hinweg,

weil es an leitenden staatsrechtlichen Sätzen fehlte. Doch rangen

deutsche Schriftsteller, von einem richtigen Gefühle geleitet, eifrig

nach Ordnung, Gerechtigkeit und Schonung, obgleich sie dieses

Streben nicht methodisch zu begründen vermochten (a).

(a) Z. B Ovexor. 'I'Ii o I o r a n u s, De re>n>KIica, im 3. Buche. Dieses
Buch wurde mehrmals abgedruckt, u. a, d'ruiicnl'. 1642. 4. Arnd
in s. Nibliolliooa xolitioo-Iieralüioa, 1705, S. 97, erwähnt eine
Ausgabe von l 5S7, b'runcot'., welche vcrmuthlich noch nicht die älteste
ist. k« au cl e (I!ibIiox>-ai>I,ia xolilica, IInI. 1712, S. 28) schildert
den Werf. richtig: omnin in^orit ot ^aucn llixorit; vgl. I!nu,
l^iimao liueao iüstorino iivlitioes, S. 32. — üo. Noä in ns
(Noä in), Do repudiicn, Nid. 6. cn>>. 2, zuerst französ. 1577,
dann latein. 1586 und öfter. Der Berf. dieses merkwürdigen
Werkes war neben seiner unermeßlichen Gelehrsamkeit auch in
Staatsgeschäften bewandert. — !ll. 2. Noxdorn, Instilutiones
xoliticäo, Nid. I. <m;>. 10 in defs. Varii trnclnrus politici, Am¬
siel. 1643, S. 51 (kurz, aber bemerkenswert!)), und viele Andere.

(L) Ilesolü, Ne aerario. Nudinx. 1615. 4. — lilvelo, Ne nernrio,
kiorimd. 1651. und 2. Ausg. v. Pellcr, 1671 toi., weitschweifig
und gedankenlos.

(c) B. L. von Seckendorf, Der deutsche Fürstcnstaat, 1656 und
öfter; 3. Lheil. — v. Schröder, Fürstliche Schatz- u. Nenten-
kammer, 1686 u. ö. — Die LIemoives von Sully, s. I, §. 32.

§. 21 .

II. Uebergang zu einer wissenschaftlichen Be¬

st and lung. Im 18. Jahrhundert wurden die schriftstellerischen

Arbeiten auf diesem Gebiete mit besserem Erfolge fortgesetzt.

Ohne von neuen und großen Ideen durchdrungen zu werden,

gewann doch die -Finanztheorie sowohl eine bessere Anordnung,

als eine sorgfältigere Ausführung, und schloß sich näher als bis¬

her an die Staatswissenschaft an. Dieß geschah vorzüglich in

Deutschland durch die Entstehung und Ausbildung der Kameral-

wisscnschaft, weil in diesem Inbegriffe der für einen Beamten

in der sog. inneren Verwaltung dienlichen Kenntnisse die

Finanzwissenschaft eine wichtige Stelle erhielt, mit ihren

HülfSlehren in Verbindung gesetzt und vielfältig durchdacht

wurde (»). Die besseren Schriften dieses Zeitraumes (A)

sind noch jetzt brauchbar, vorzüglich darum, weil sie die in der
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Praxis angenommenen Grundregeln kennen lehren, die sich zum
Lheile erhalten haben. Die lange Reihe der italienischen staats¬

ökonomischen Schriftsteller lieferte für das Finanzwesen wenige
Ausbeute, einzelne Aufklärungen über Münz- und Stcucrwesen
ausgenommen (o). Das physiokratischc System (I,§,38 —42.)
gab den Anstoß zu Untersuchungen einer ganz neuen Art,
namentlich über die höheren Grundsätze der Besteuerung, und
bahnte hiedurch späteren Forschern den Weg.

(a) S. die Literatur in Rau, Grundriß der Kameratwiffenschaft,
1823, S. 10. — Viele blos finanzielle Schriften sind genannt
bei Zincke, Cameralistenbibliothek, III, 780 ff. (1751).

(ä) de NIeieteIä, Inslilulions pollligue!;. 1760. I. 61>. II u. 12.—
G. H. von Justi, System des Finanzwesens, Halle, 17,66. 4" und
deff. Staatswirthschast, Ilr B. I. Ausg. 1752. 2. Ausg. 1758, die
erste ausführliche und methodische Abhandlung der Finanzwissen¬
schaft, die auch lange Zeit Handbuch der Praktiker blieb. — Die
finanziellen Artikel in Bergius, Polizei- u. Kameralmagazin,
1767 ff. IX. Bde. (Das neue Pol. und Kamer. Mag. dcss. Vers,
enthält meistens Technologie.) — v. Sonncnfels (geb. 1733,
-s 1817) Grundsätze der Polizei, Handlung u. Finanz, 3r B.
1. Ausg. 1765, 7te A. 1804; das beste Werk vor Smith» -—
(v. Pfeiffer) Grundriß des Finanzwesens, Leipz. 1781 und
deff. Lchrbegriff sämmtl. ökonomischer und Kameralwissenschaften,
1764 —78. VI. — Jung, Lehrbuch der Finanzwiffenschaft, 1789.—
Rössig, Die Finanzwissenschaft) 1789 (Fleiß ohne Urtheil.)

(c) Doch ist die gedrängte Entwicklung der Finanzgrundsätze bei Ge¬
il o v esi schätzbar, s. deff. Grundsätze der bürgl. Ockonomie, I. Theil,
Cap. 2. — Vgl. übrigens keccllio, Ltoriu clollu ocoiiomiu
publica in Italiu, luixauo, 1829.

8 . 22 .
III. Wissenschaftliche (rationelle) Periode. Das

Smith'sche System verbreitete ein neues Licht über das
Finanzwesen, indem es die volkswirthschaftliche Grundlage des¬
selben entwickelte. Die Staatseinkünfte traten aus der -Verein¬

zelung, in der man sie bisher betrachtet hatte, zu einem Ganzen
zusammen, welches mit dem größeren Ganzen der Wolkswirth-
schaft in der engsten Verbindung erschien. Man ward jetzt in
den Stand gesetzt, für die nothwendige Schonung des Volks-
verinögenß und der Bolksgewerbe bestimmte Grundsätze statt un¬
deutlicher und schwankender Regeln aufzustellen, und man lernte
Maaßregeln und 'Einrichtungen als fehlerhaft erkennen, bei
denen man bisher kein Bedenken gehegt hatte, Hiezu kam, daß

2 *
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die Fortschritte der Philosophie in Deutschland und die von der

französischen Staatsumwälzung angeregten staatöwissenschaft-
lichcn Untersuchungen eine Aufhellung der staatsrechtlichen We¬
griffe und Lehrsätze zur Folge hatten und so auch von einer
anderen Seite der Finanzwisscnschaft vorgcarbcitet wurde. Diese

gewann hiedurch zuerst eine feste systematische Gestaltung, und
es bereitete sich in Folge dieser Vervollkommnung der Wissenschaft

ein Umschwung der Praxis vor, der noch im Gange ist und lange
nicht beendet sein wird.

Z. 23.

Die vielen Bearbeitungen der politischen Ockonomie seit
Adam Smith O) erstreckten sich immerauch in das Gebiet

des Finanzwesens, inzwischen wurde dasselbe in vielen Werken
jener Art, hauptsächlich in den nichtdcutschcn, nicht vollständig
vorgctragcn, sondern vorzüglich in der Absicht hcrbeigezogen,
um volkswirthschaftliche Lehren darauf anzuwcndcn und da¬

durch zu erläutern. Man beschränkte sich dabei meistens auf eine
allgemeine Betrachtung des Steucrwcscns und der Staatsaus-
gabcn, die man bei der volkswirthschafllichen Lehre von der Con-
sumtion einschaltete. Zn Deutschland, wo die Finanzwissen¬
schaft schon früher als eine besondere Wissenschaft behandelt wor¬
den war, fanden sich viele Schriftsteller bewogen, die zusammen¬

hängende und vollständige Darstellung derselben beizubehalten
und sic als einen der drei Hauptthcile der politischen Lekonomie
in das System dieser Wissenschaft einzureihcn (-). Dcfiers
wurde sic auch ganz ausschließlich «('gehandelt (a). Diese bis
jetzt in anderen Ländern nicht nachgeahmte Methode hat die Aus¬
bildung der Finanzwissenschaft sehr befördert. Zn den Werken

über die ganze Staatswisscnschaft oder die StaatsklughcitS-
lehre (Politik im Sinne der Neuern) wurde die Finanzwissen¬
schaft nur in Umrissen vorgctragcn, doch nicht ohne Gewinn für
die Anwendung staatsrechtlicher Grundsätze (c/). Die Unter¬

suchungen über einzelne Gegenstände des Staatshaushaltes in
sehr zahlreichen Schriften von größerem oder geringerem Um¬
fange lieferten nützliche Ausbeute zur Läuterung und Wervoll-
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ständi'gling der Wissenschaft, und das so sich sammelnde Material

erhielt durch die sehr häufig vorkommcnde Beziehung auf ein¬

zelne Länder, deren Finanzcinrichtungcn thcils blos beschrieben,

theilS geprüft wurden, Lebendigkeit und praktisches Interesse.

Zn dieser Hinsicht wurden auch die Verhandlungen der Stände¬

versammlungen sehr lehrreich, so wie die neuere Offenkundigkeit

der Finanzverhältnissc auch für die Fortschritte der Finanzpraris

günstig zu wirken ansing. Das Finanzwesen einzelner Staaten

der Vorzeit wurde von mehreren Geschichtsforschern s«), das

der Gegenwart theilS von blos berichtenden, theils auch von

beurtheilcnden Schriftstellern (/) beleuchtet.
(a) Ad. Smith, Untersuchungen, 5. Buch (füllt den 3. B. der Gar-

ve'schcn Uebers.). — Nach ihm am ausführlichsten:8n)^, 'I'rnltü
cl'öcnn. pol., 3. Buch, 6 — 9 Cap. Dess. dvnrs romploc Müeo-
nomie pnllligug prnlique (deutsch von I. v. Th.: vollständ. Hand¬
buch der prakt. Nationalökonomie)7. THI. 3. Abschnitt (im V. B.)
und 8. Theil (im VI. V.). — Limonüo >1o öisinnnill,
biouvonux xrinolpos (I'öo. pol. 6. Buch. (,1o I'impöt). — ki-
vnrclo, ?rineiplo8 ok policio. econ. Cap. 8 —18. 29.

(ö) Krug, Abriß der Staatsökonomie, S. l 16—Ende.
Hart, Handbuch der Staatswirthschaft und Finanz, 2. Abthei¬

lung, l8ll.
Graf I. v. Soden,. Nationalökonomie,VI. B. I8ll (hat auch

den besonderen Titel: Staatsfinanzwissenschaft).
Fulda (s- >817), Grundsätze der ökonomisch-politischenoder Ka-

mcralwissenschaften, 2. A. 1820. S. 255 — Ende.
Schmalz, Staatswirthschaftslehre, II. 152 — Ende.
Lotz, Handbuch der Staatswirthschaftslehre, Illr B.
Pölitz, DieSkaatswifsenschaften, II, 263 — Cnde(2.Ausg. 1827).
Krause, National- und Staatsökonomie Ii, 218. (1830).

(e) Stockar v. Neuforn (ch 1817), Handbuch der Finanzwiffen-
schaft. Rothenburg a. d. T. 1807. II. B.

v. Jakob, Die Staatsfinanzwissenschaft.Halle, 172: II. (sehr
gut); 2te Ausgabe von Eiselen, 1837.

Wehr, Die Lehre von der Wirthschaft des Staates, Leipz. 1822.
Fulda, Handbuchder Finanzwissenschaft, Tüb. 1826.
v. Malchus (-s 1810), Handbuch der Finanzwissenschaftund

Finanzverwaltung. Stuttg. 1830. II. (vorzüglich.)
Schön, Die Grundsätze der Finanz, eine kritische Entwicklung.

Brest. 1832. (Nur einzelne Abhandlungen.)
3v8v 6nnSN .VrSiiellLS, Lloinenlos <Ic In rioncln >Io Iin-

cloinln, Illn-lriil, 1833. (Ganz kurzer Abriß mit Anwendung
auf Spanien.)

Barth, Vorlesungenüber Finanzwisscnschaft. 1813.
Gr. Cancrin (s- 1816), die Oekonomie der menschlichenGe¬

sellschaft und das Finanzwesen.Stuttg. 1815.
Magnus Graf Mollke, Ueber die Einnahmequellen des Staats,

Hamb. 1816.



22

(</) Wehr, System der angewandten Staatslehre, I>I, 348. (1810.)
Craig, Grundzüge der Politik, Illr B. deutsch. Leipz. 1816.
v. Aretin, Slaatsrccht der constitutionellen Monarchie, fortges.

durch v. Notteck, II, 295. (1827.)
Weder, Grundzüge der Politik, S. 259. (1827.)
Ei seien, Handbuch des Systems der Staatswissenschaftcn, S.

291. (1828 )
Schmitthenner, Grundriß der politischen und historischen Wis¬

senschaften, I, 215. (18311.)
Schön, Die Slaakswifscnschaft, S. 311 — 366. (1831).
v. Rotteck, Lehrbuch der ökonomischen Politik (des Vernunft-

rechtes 4r Band), Stuttg. 1835. S. 228.

(e) Heeren's Ideen u. Reynier's Schriften, s. I, §. 28. Ferner:
Böckh, Die Staatshaushaltung der Aihener. Berlin, 1817. II.
Uebcr Rom ist die ältere Hauptschrift: llurmann, cle vecli^a-

libns populi lloinani.
Hegewisch, Historischer Versuch über die römischen Finanzen.

Altona, 1804.
Bosse, Grundzüge des Finanzwesens im römischen Staate.

Braunschwcig, 1866. 7. II.
Hüllmann, Deutsche Finanzgeschichte des Mittelalters. Berlin,

1865. (Nur das Finanzwesen des ganzen Reiches, nicht der
einzelnen Lande.)

v. Bosse, Darstellung des staatswirthschaftlichcn Zustandes in
den deutschen Bundesstaaten auf seinen geschichtlichen Grund¬
lagen. Braunschwcig, 1820.

Hoffmann. Das Finanzwesen von Würtemberg zu Anfang des
16. Jahrh. Tübingen, 1840.

Schätzbares Material enthalten Eichhorn, Deutsche Staats- u.
Rechtsgeschichte, und von Raumer, Geschichte der Hohenstau¬
fen, V. Absatz IV.

Sinclair, Ilislor/os tlio public revenuc ok de vritisl: empire.
3. Halit. 1803. III. (Vorzüglich.)

de korbonnais, Ileciiorcbos ot considörations sur los Lnan-
ces de In hranco dopuis 1595 gus<iu'on 1721. llalo, 1758.
II. 4°. — biexo, 1758. VI. 8°.

-I.ruould, Ilisloire Aönörale llos tiuancos lle la t'rance. ?.
1806. 4».

de Ili onll:ion, ?articularilös et observalions sur los miuislres
dos tinances de la h'rsnee les plus cöiöbros dopuis 1660
fnsgu'eu 1791. ?. 1812.

Kauilb, Hssni politigne snr Io rovenu public, k. 1806. II.
(größtentheils französ. u. engl. Finanzgeschichte.)

Lresson. Ilisloire linanciöro do ia b'rance. ?. 1828. II. (mci-
stentheils aus Llontbion abgcschrieben.)

Ilaill)', Ilisloire linanciöro de In kranco. 1830. II. (bis 1786.)
Die Viscours preiiminaires von ?aslorot vor den, von dem¬

selben hcrausgegebenen Theilen der Ordonnance» dos rois de
h'ranee, Band 15 — 19, enthalten ebenfalls die ältere franzö¬
sische Finanzgeschichte.

(/) 1) Oesterreich.
A. v. Malinkovski, Handbuch, zunächst für k. k. Kamcralbe-

amte. Wien, 1840. II. (Abriß des östcrreich. Finanzwesens.)



de D e zr o d n rsü i, Des ilnances et du credit public de D An¬
triebe, Der. 1843. II. B. Deutsch 184S. Dagegen:

Wiesncr, Russisch-politische Arithmetik, Leipz. 1844. II.
A. Lcbcldi (Beidtcl?), Die Geldangelegenheiten Oestreichs, Leipz.

1847. (Nur zum Theil finanzwissenschaftlich.)
T. John, Anti-Tcbetdi. Leipz. 1848.
I. v. Hauer, Beiträge zur Geschichte der österr. Finanzen.

Wien, 1848. V Hefte.
Hübner, Oesterreichs Finanzlage, 1848.
2s Preußen.
Borowski, Abriß des praktischen Kamcral- u. Finanzwesens in

den K. preußischen Staaten. 3. Ausg. II. Berlin, 1803. (ver¬
altet.)

Benzenberg, Preußens Geldhaushalt und neues Steuersystem.
Leipz. 1820. — (v. N ei b n i tz?) über Preußens Geldhaushalt re.
Berlin, >821.

Hansemann, Preußen und Frankreich, staatswirthschaftlich und
politisch, 2ke Ausl. 1834. — (Gegen den Verfasser trat Kauf¬
mann aus, den wieder Springsfeld zu bekämpfen suchte.)

v. Bülow-Cummerow, Preußen. Berlin, 1842. 3te A.
Berg ins, Preuß. Zustände, Münster, 1844.
3) Andere deutsche Staaten.
Hock, Grundlinien der Kameralpraxis, Lüb. 1819. (ist größten-

thcils Finanzstatistik). — Dessen Materialien zu einer Finanz¬
statistik der deutschen Bundesstaaten. Schmalk. >823.

Geret, Systemat. Repertorium der königl. baicr. Finanzverord¬
nungen. 1812. 182S. II. defs. Samml. ungedruckter Verord¬
nungen.

Rudhart, lieber den Zustand des K. Baiern, Erlangen, 1827.
III. B. Erl. 1827.

Chr. Herdcgen, Würtembcrgs Staatshaushalt, Stuttg. 1848.
Ubbclohdc, lieber die Finanzen des Königr. Hannover, 1834.
Eigenbrodt, Handb. der Gr. Hess. Verordnungen. Ilr B. >817.
v. Hoffmann, Beiträge zur näheren Kenntniß der Gesetzgebung

und Verwaltung des Großh. Hessen, Gießen, 1832.
Burkhard, Handb. d. Verwaltung im Gr.-H. Weimar - Eisenach.

1844. S. 317.

4) Groß britanicn.
v. Raumer, Das britische Besteuerungssystem. Bert. 1810. (be¬

trifft auch andere Einkünfte.) — Dess. England im I. 1833,
Berl., 183k. II. B.

Lowe, England nach seinem gegenwärtigen Zustande, nach dem
E. v. Jakob. Leipz. 1823.

Dupi», Systeme de Dadminislration britannigue e» 1822.
Paris, 1823.

Darnell, 0» liiiancial reiorw. 2d. ed. bondun. I83D.
dlarsball, vixest ok all tlie acconnts relaliiiA tu lbe pnpu-

lallo», productions, revennes, liiiancial »perations . . . elc.
»k tbe u. K. ok Dreat Ilritain and Ireland, Dond. 1833. II. Vul.

4". (sehr reichhaltige Materialien, bloße Zahlenangabcn.)
Dal, Io Del, rer, Msloire iinaiiciere et statistigne generale de

DDmpire llrltannlljiie, trud. par 4 neu bi, Daris, >834. II. 2te
Ausl. 183».
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Knills, Expose de I'udministr. xenerale et locale des ünunces
du ro/uiinis-nui de la Kr. kret. et d'Irlunde, ?ur. 1837. 11.
(sehr gut.)

1'orter, Abs kroxress of tlie uation III. 1812. 43
5) Frankreich.
Lnc^clopedie nietbodigne. Ainunces. ?uris et biexes, 1781. IV

Voll. 4". (Die Grundlage dieses schätzbaren Werkes sind die
einschlägigen Artikel der Didcrot'schen Encyclopädie.)

Aeclrer, De I'udministrution des tlnunces de la Avance, I'uris,
1788. III u. öfter.

Bosse, Ucbersicht der französischen Staatswirthschaft. Braun-
schwcig, 1806—07. II. (der I. B. historisch.)

Weh n ert, lieber den Geist d. neuen franz. Finanzverw. Bert. 1812.

Kuuilb, I.u Science des linunces. A. 1828. (gegen Billele's
Verwaltung.)

Duc de Knete (Kundin), »emoires. II. 1826.
de Kerundo, Iu8litut8 du droit udmi»i8trutik frun^uis. III.

B. zum Theile, IV. ganz. ?. 1830.
»apport an »oi 8ur I'administvatio» des linunces. ». 1830. (von

v.Audiffret, mit 38 Tabellen u. einer Sammlung von Ver¬
ordnungen, vorzüglich lehrreich). 4°.

»acarsl et I!o n Ia tiAiii ev, De la lortuns pnbligns en
Avance. Auris 1838 ff. VI B.

Osiander, Darstellung der französ. Finanzen von 1830— 32.
Stuttg. >839.

»unguis d'Andiskrot, Axamen des revenns puklics, I'avis,
1839.— Deff. Systeme linancier de lu Avance. I'. 1940. II. B.

6) Niederlande.

(Osiander) Geschichtl. Darstellung der nieder!. Finanzen seit
1813. Amstcrd., 1829. — Dessen Geschichtl. Darstellung_
v. 1830—33. Stuttg. 1834.

7) Spanien.
ku„AU AvAnelles, Viccionuvio de baeienda. I.ond. 1826 —

27. V. Vcrgl. oben (c).
Borrego, Der Nationalreichthum, die Finanzen und die Staats¬

schuld des K. Spanien, deutsch von Ko ttcnkamp, Mannh. 1834.
8) Schweiz.
Bericht an den Großen Rath der Stadt und Republik Bern über

die Staatsverwaltung von 1814—1830. 2te A. Bern, 1832.
Math«, Ueber die Finanzen des C. Bern in Rau's Archiv, IV.

u. V. B.

Hotringer, Der Staatshaushalt der schweiz. Eidgenossenschaft,
Zürich 1847.

Jahresberichte der verschiedenen Regierungen über die ganze Ver¬
waltung.

9) Neuere Staaten überhaupt.
Kobe», koinpendinin ot linuuce. I.on,I. 1822.

lob» »aexrexor, kowinerciul slatistics, 111. B. kund. 1817.
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